
Unternehmer und 
Geschäftsführer

Rückstellung bei Pflicht zur Wartung und 
Instandhaltung von Werkzeugen

Nutzt ein Zulieferbetrieb spezielle Werk-
zeuge für die Produktion von Teilen, die 
ihm vom jeweiligen Auftraggeber überlas-
sen werden, so muss er eine Rückstellung 
bilden, wenn ihm eine Verpflichtung zur 
Wartung, Instandhaltung und Aufbewah-
rung der zur Verfügung stehenden Werk-
zeuge obliegt und seine Verpflichtung 
bereits durch den so genannten Werkzeug-
vertrag abgegolten wird. So lautet ein ak-
tuelles Urteil des Bundesfinanzhofs vom 
2.7.2021 (XI R 21/19). 

Die Klägerin entwickelt als Zulieferbetrieb 
bestimmte Teile und stellt sie her. Daneben 
fertigt sie auch die für die Produktion der 
Teile erforderlichen kundenspezifischen 
Spezialwerkzeuge und Vorrichtungen, än-
dert sie und hält sie instand. Sie schloss 
mit ihren Auftraggebern zum einen jeweils 
einen Rahmenlieferungsvertrag zur Be-
schaffung der entsprechenden Teile und 
zum anderen so genannte Werkzeugver-
träge ab. Diese Werkzeugverträge sehen 
u.a. vor, dass das Eigentum an den von 
der Klägerin im Auftrag des jeweiligen Ver-

tragspartners gefertigten Werkzeugen nach 
Fertigstellung und mit Bezahlung durch 
den Auftraggeber auf diesen übergeht. Die 
Werkzeuge sind dauerhaft derart zu kenn-
zeichnen, dass sie als Eigentum des Auf-
traggebers erkannt werden können, ver-
bleiben bei der Klägerin und dürfen von ihr 
zur Ausführung von Bestellungen des je-
weiligen Auftraggebers benutzt werden. In 
den Werkzeugverträgen ist zudem geregelt, 
dass die Werkzeuge von der Klägerin gegen 
Feuer, Diebstahl und Wasserschaden zum 
Wiederbeschaffungswert zu versichern 
sind. Darüber hinaus trägt die Klägerin die 
Kosten der laufenden Wartung, Instandhal-
tung sowie der Reparatur der Werkzeuge. 
Die tatsächliche Produktion der Teile hat 
keinen Einfluss auf den für die Werkzeuge 
zu zahlenden Preis. Die Klägerin bildete 
aufgrund ihrer vertraglichen Pflichten eine 
Rückstellung für Werkzeugkosten. 

Das Finanzgericht und nun auch der Bun-
desfinanzhof sehen die Bildung der Rück-
stellung als rechtens an. Es ist eine Rück-
stellung wegen Erfüllungsrückstands für 
die „Nachbetreuungsleistungen“ an den ge-
lieferten Werkzeugen zu bilden, das heißt, 
eine Rückstellung für die Aufwendungen 
zur Wartung, Instandhaltung und Aufbe-
wahrung der Werkzeuge. Die Passivierung 
der Aufwendungen zur Nachbetreuung der 

Werkzeuge ist auch nicht nach § 5 Abs. 4b  
Satz 1 EStG ausgeschlossen. Nach dieser 
Vorschrift dürfen Rückstellungen für Auf-
wendungen, die in künftigen Wirtschafts-
jahren als Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten eines Wirtschaftsguts zu 
aktivieren sind, nicht gebildet werden. Ein 
solches Passivierungsverbot lag im Streit-
fall aber nicht vor.

Freikarten: Merkblatt der Finanzverwal-
tung zur Besteuerung

Im Geschäftsleben werden häufig Sach-
zuwendungen an Kunden, Geschäftspart-
ner oder Arbeitnehmer erbracht, um die 
Geschäftsbeziehungen zu sichern oder zu 
verbessern. Auch sportliche oder kulturelle 
Einrichtungen geben Eintrittskarten zu Ver-
anstaltungen kostenlos an einen bestimm-
ten Empfängerkreis ab, zum Beispiel an 
Journalisten. Die Annahme einer Freikarte 
kann beim Empfänger als steuerpflichtige 
Einnahme zu erfassen sein. Dies ist der 
Fall, wenn der Empfänger die Eintrittskarte 
im Rahmen einer einkommensteuerlichen 
Einkunftsart erhält. 

Da die Beschenkten die Veranstaltung un-
beschwert genießen und sich nicht über 
das Steuerrecht Gedanken machen sollen, 
hat der Gesetzgeber schon vor Jahren die 
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Möglichkeit eingeräumt, dass der Zuwen-
dende die Steuer übernimmt. Geregelt ist 
dies in § 37b EStG. Es gilt insoweit ein Pau-
schsteuersatz von 30 Prozent.

Praxistipp:
Die Senatsverwaltung für Finanzen Ber-
lin hat in einem kurzen Merkblatt die 
wichtigsten Eckdaten zur Besteuerung 
von Freikarten zusammengestellt. Sie 
finden das Merkblatt unter dem Link: 
https://www.berlin.de/politik-und-ver-
waltung/rundschreiben/download.
php/4327337

Umsatzsteuer: Handelsübliche 
Bezeichnung in der Leistungsbeschrei-
bung

Rechnungen müssen unter anderem An-
gaben zur Art der gelieferten Gegenstände 
enthalten. Der Gesetzgeber verlangt inso-
weit eine „handelsübliche Bezeichnung“. 
Im Jahre 2019 musste sich der Bundesfi-
nanzhof mit der Frage befassen, ob bei 
der Lieferung von Waren im Niedrigpreis-
segment die bloße Angabe der Wareng-
attung eine handelsübliche Bezeichnung 
darstellt. Die Finanzverwaltung sah die 
reine Gattungsangabe, etwa bei Textilien 
und Modeschmuck, als unzureichend an 
und versagte den Vorsteuerabzug aus den 
entsprechenden Rechnungen. Der BFH ist 
den überbordenden Anforderungen je-
doch entgegengetreten (BFH-Urteil vom 
10.7.2019, XI R 28/18). 

Die Handelsüblichkeit einer Bezeichnung 
sei immer von den Umständen des Ein-
zelfalles abhängig, wie etwa der jeweili-
gen Handelsstufe, der Art und des Inhalts 
des Geschäftes sowie insbesondere dem 
Wert der einzelnen Waren. Weiter führte 
er aus, dass nach Verkehrskreisen zu dif-
ferenzieren sei - nämlich dem Handel mit 
Waren im mittleren und oberen Preisseg-
ment einerseits und dem Handel mit Wa-
ren im Niedrigpreissegment andererseits. 
Das Bundesfinanzministerium verfügt 
nun die Anwendung der Rechtsprechung 
(BMF-Schreiben vom 1.12.2021, BStBl 2021 I  
S. 2486). Das heißt, dass die Finanzämter 
die von Kaufleuten gewählte „handelsübli-
che Bezeichnung“ grundsätzlich akzeptie-
ren müssen und den Vorsteuerabzug nicht 
ohne Weiteres versagen dürfen.

Doch Vorsicht: In Zweifelsfällen ist der 
Unternehmer nachweispflichtig, dass eine 
in der Rechnung aufgeführte Bezeich-
nung (z.B. bloße Gattungsbezeichnung wie 
„T-Shirts“, „Bluse“ o.ä.) auf der betroffenen 
Handelsstufe handelsüblich ist. Zudem 
ist zu beachten, dass die neue Rechtspre-
chung nur bei Lieferungen und nicht bei 

sonstigen Leistungen gilt. Der Umfang und 
die Art von erbrachten Dienstleistungen 
sind zu präzisieren. Dies bedeutet zwar 
nicht, dass die konkret erbrachten Dienst-
leistungen erschöpfend beschrieben wer-
den müssen. Allein nicht ausreichend sind 
aber allgemeine Angaben wie „Erbringung 
juristischer Dienstleistungen“, „Bauarbei-
ten“ oder „Beratungsleistung“.

Und eine weitere Einschränkung ist zu be-
rücksichtigen: Bei höherpreisigen Waren 
bleibt es dabei, dass umfassende Leis-
tungsbeschreibungen erforderlich sind. So 
hatte der BFH Leistungsbeschreibungen 
für teure Markenuhren, die lediglich die 
Begriffe „diverse Armbanduhren“ enthiel-
ten, als unzureichend angesehen (BFH-Be-
schluss vom 29.11.2002, V B 119/02).

Praxistipp:
Auch wenn das aktuelle BMF-Schreiben 
zu begrüßen ist, so sollte es nicht als 
Freibrief verstanden werden. Leis-
tungsempfänger sollten gegenüber 
ihrem Lieferanten auf einer präzisen 
Leistungsbeschreibung bestehen, 
um Streitigkeiten von vornherein zu 
vermeiden.

 Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Dienstwagen: Zuschlagsbesteuerung 
trotz Sammeltransport

In ländlichen Gegenden ohne gute An-
bindung an den öffentlichen Personen-
nahverkehr ist es durchaus üblich, dass 
Arbeitgeber Sammeltransporte organisie-
ren, damit ihre Arbeitnehmer ohne allzu 
großen Zeitverlust zur Arbeit gelangen 
können. Meist wird ein Bus- oder Taxiun-
ternehmer beauftragt. Für die Mitarbeiter 
ist die Sammelbeförderung nach § 3 Nr. 
32 EStG steuerfrei. Nun gibt es aber auch 
Fälle, in denen Arbeitgeber einem oder 
mehreren Mitarbeitern jeweils Firmen-Pkw 
zur Verfügung stellen mit der Pflicht, ihre 
Kolleginnen und Kollegen jeweils morgens 
und abends mitzunehmen. Für die „per 
Sammeltransport“ zur Arbeit beförderten 
Mitarbeiter bleibt es wohl dabei, dass kein 
geldwerter Vorteil für die Fahrten zur Ar-
beit versteuert werden muss. Anders ist die 
Sache aber für den Fahrer. Jedenfalls dann, 
wenn er das Fahrzeug auch nach Feier-
abend nutzen darf, muss er nicht nur einen 
geldwerten Vorteil für die Privatnutzung 
versteuern - zumeist nach der so genann-
ten Ein-Prozent-Regelung -, sondern oben-
drein noch einen Zuschlag für die Fahrten 
zwischen Wohnung und Betrieb. Das sind 
üblicherweise pro Monat 0,03 Prozent des 
Listenpreises je Entfernungskilometer. So 
lautet ein Urteil des Finanzgerichts Meck-
lenburg-Vorpommern vom 14.7.2021 (1 K 

65/15), das soeben rechtskräftig geworden 
ist.

Der Sachverhalt: Der Arbeitgeber stellte 
einigen Mitarbeitern Dienstwagen zur Ver-
fügung, die sie auch privat nutzen durften. 
Allerdings beauftragte er sie, zum Beispiel 
Arbeitnehmer ohne Führerschein mit zur 
Arbeit zu nehmen. Sämtliche Kosten, die 
mit dem Betrieb der für den Sammeltrans-
port eingesetzten Kfz entstanden, trug der 
Arbeitgeber. Das Finanzamt stellte fest, 
dass der Zuschlag von 0,03 Prozent für die 
Wege zwischen Wohnung und Arbeitsstät-
te bei den Fahrern bisher nicht angesetzt 
worden war und holte die Besteuerung 
nach. Die hiergegen gerichtete Klage blieb 
ohne Erfolg. 

Begründung: Nach § 3 Nr. 32 EStG ist zwar 
die unentgeltliche oder verbilligte Sam-
melbeförderung eines Arbeitnehmers 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit 
einem vom Arbeitgeber gestellten Beförde-
rungsmittel steuerfrei, soweit die Sammel-
beförderung für den betrieblichen Einsatz 
des Arbeitsnehmers notwendig ist. Über-
lässt der Arbeitgeber einem Arbeitnehmer 
einen Dienstwagen auch uneingeschränkt 
für private Zwecke, kommt § 3 Nr. 32 EStG 
allerdings nicht zur Anwendung. 

Arbeitslohn: Steuerermäßigung für  
Langzeitvergütungsmodelle

Erhalten Arbeitnehmer Vergütungen für 
mehrere Jahre zusammengeballt in einem 
Jahr ausgezahlt, so können die Zahlungen 
nach der so genannten Fünftel-Regelung 
tarifermäßigt besteuert werden. Zahlungen 
gelten als Vergütung für eine mehrjährige 
Tätigkeit, wenn sich die entsprechende Ar-
beit über mindestens zwei Veranlagungs-
zeiträume erstreckt und einen Zeitraum 
von mehr als zwölf Monaten umfasst (§ 
34 Abs. 2 Nr. 4 EStG). Nach einem aktuel-
len Urteil des Bundesfinanzhofs können 
auch die Nutzer so genannter Langzeit-
vergütungsmodelle von der Tarifermäßi-
gung profitieren. Voraussetzung ist, dass 
die jeweilige zusammengeballte Zahlung 
durch wirtschaftlich vernünftige Gründe 
gerechtfertigt ist (BFH-Urteil vom 2.9.2021, 
VI R 19/19).

Der Sachverhalt: Der Arbeitgeber bot den 
Führungskräften jährlich die Teilnahme an 
einem Langzeitvergütungsmodell (Long 
Term Incentive Modell - LTI) an. Abhängig 
von der Entwicklung des Geschäftserfol-
ges und der Kapitalkosten innerhalb eines 
Zeitraums von vier Jahren im Vergleich zu 
den vorangegangenen vier Jahren erhal-
ten die betreffenden Beschäftigten eine 
entsprechende Vergütung, und zwar nach 
Ablauf des so genannten ”Performance-
zeitraumes.“ Die Auszahlung selbst er-
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folgte dann zumeist, aber offenbar nicht 
immer jährlich. Der Arbeitgeber sieht in 
den Zahlungen des LTI eine Vergütung für 
eine mehrjährige Tätigkeit, die der Fünf-
tel-Regelung unterliegt. Der BFH hat dem 
zugestimmt. 

Die Zahlungen erfolgten zweckbestimmt 
für die Tätigkeit der jeweiligen Berechtig-
ten in einem mehrjährigen Zeitraum, der 
im konkreten Fall vier Jahre umfasste. Die 
Einkünfte seien zudem „außerordentlich.“ 
Die Zusammenballung der Entlohnung sei 
schließlich durch wirtschaftlich vernünfti-
ge Gründe gerechtfertigt, denn die Kläge-
rin reagierte mit der Einführung des LTI auf 
geänderte Rahmenbedingungen, die sich 
etwa aus dem „Deutschen Corporate Go-
vernance Kodex“ ergeben. Der Fünftel-Re-
gelung stehe es nicht entgegen, dass der 
Arbeitgeber die entsprechenden Vergütun-
gen jährlich auszahlt. 

Dienstfahrten mit eigenem Pkw: Durch-
schnittskosten statt Km-Pauschale

Wer eine Dienstreise mit seinem eigenen 
Pkw unternimmt, darf pauschal 30 Cent je 
Fahrkilometer als Werbungskosten geltend 
machen. Die Erstattungen des Arbeitge-
bers sind natürlich gegenzurechnen. Statt 
die Dienstreisepauschale in Anspruch zu 
nehmen, darf aber auch der tatsächlich 
entstandene Kilometer-Kostensatz des Kfz 
geltend gemacht werden. Dazu sind die 
Gesamtkosten des Fahrzeugs pro Jahr zu 
ermitteln und anschließend durch die Ge-
samtfahrleistung des Jahres zu dividieren. 
Das kann sich bei teuren Kfz durchaus loh-
nen, ist aber zeitaufwendig. 

Etwas weniger bekannt ist, dass bei der Er-
mittlung der Gesamtkosten zumindest die 
Treibstoffkosten geschätzt werden dürfen. 
Dies ist zulässig, wenn Kosten dem Grunde 
nach zweifelsfrei entstanden sind. Für die 
Schätzung nehmen Sie den Durchschnitts-
verbrauch Ihres Kfz laut Herstellerangaben 
und den durchschnittlichen Literpreis, 
den das Statistische Bundesamt für je-
des Jahr bekanntgibt. Der Jahres-Durch-
schnittspreis für das Jahr 2021 betrug für 
Superbenzin 1,579 Euro und für Diesel 1,385 
Euro pro Liter. Um Missverständnisse zu 
vermeiden: Die Schätzung ist nur zulässig 
bei der Nutzung eines privaten Kfz. Wer ei-
nen Firmenwagen nutzt, muss alle Kosten 
grundsätzlich per Beleg nachweisen.

Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschläge: 
Steuerfreiheit auch bei Reisetätigkeit

Fahren Profisportler im Mannschaftsbus 
zu Auswärtsspielen, dann sind die hierfür 
vom Arbeitgeber geleisteten Zuschläge 
für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit 
steuerfrei. Dies hat der Bundesfinanzhof 
mit Urteil vom 16.12.2021 (VI R 28/19) ent-

schieden. Zugegebenermaßen betrifft das 
Urteil auf den ersten Blick nicht allzu viele 
Steuerzahler, da nur die wenigsten Profi-
sportler sind. Doch bei genauerem Studi-
um der Entscheidung finden sich Aspekte, 
die auch in anderen Fällen wichtig sein 
können.

Zum Hintergrund: Die Klägerin nimmt 
mit einer Mannschaft am Spielbetrieb 
einer deutschen Profiliga teil. Die bei 
ihr angestellten Spieler und Betreuer 
sind verpflichtet, zu Auswärtsspielen im 
Mannschaftsbus anzureisen. Erfolgte die 
Anreise an Sonn- oder Feiertagen oder in 
der Nacht, dann erhielten Spieler und Be-
treuer hierfür neben ihrem Grundgehalt 
steuerfreie Zuschläge (gemäß § 3b EStG). 
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass 
für die Beförderungszeiten zu Auswärts-
spielen, soweit diese nicht mit belasten-
den Tätigkeiten verbunden seien (bloßer 
Zeitaufwand im Mannschaftsbus), keine 
steuerfreien Zuschläge geleistet werden 
könnten. Der hierauf entfallende Teil der 
Zuschläge sei daher von der Klägerin nach-
zuversteuern. Dagegen wehrte sich die Klä-
gerin mit Erfolg.

Für die Inanspruchnahme der Steuer-
befreiungsvorschrift des § 3b EStG ge-
nüge es, wenn der Arbeitnehmer - wie  
hier - zu den in § 3b EStG genannten Zei-
ten im Interesse seines Arbeitgebers tat-
sächlich tätig wird, für diese Tätigkeit ein 
Vergütungsanspruch besteht und noch 
zusätzlich Zuschläge gewährt werden. Ob 
sich die Reisezeiten im Mannschaftsbus 
für Spieler und Betreuer als individuell 
belastende Tätigkeit darstellen, sei hinge-
gen unerheblich. Ob die zu diesen Zeiten 
verrichtete Tätigkeit den einzelnen Arbeit-
nehmer in besonderer Weise fordert oder 
ihm „leicht von der Hand“ geht, sei nicht 
entscheidend.

Kapitalanleger

Riester-Verträge: Rechte der Sparer bei 
Rückforderungen gestärkt

So genannte Riester-Verträge werden mit-
tels einer Altersvorsorgezulage und gege-
benenfalls einem ergänzenden Sonderaus-
gabenabzug gefördert. Nun kommt es vor, 
dass das Finanzamt die Steuerbescheide 
für die Vorjahre ändert und den Sonder-
ausgabenabzug streicht, weil es von der 
Zentralen Zulagenstelle für Altersvermö-
gen (ZfA) darüber informiert worden ist, 
dass die Voraussetzungen für den Son-
derausgabenabzug nicht vorliegen. Die 
Änderung der Steuerbescheide erfolgt in 
aller Regel ohne vorherige Anhörung des 
betroffenen Riester-Sparers. Bei einem 
Einspruch gegen den oder die geänderten 
Steuerbescheide werden die Betroffenen 
von den Finanzämtern üblicherweise auf 
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die Zulagenstelle und deren Mitteilung 
verwiesen, die insoweit als Grundlagenbe-
scheid gelte. Einwendungen müssten bei 
der Zulagenstelle erfolgen. 

Der Bundesfinanzhof hat jedoch entschie-
den, dass das Finanzamt eigenständig 
prüfen muss, ob die Voraussetzungen für 
die Rückgängigmachung des Sonderausga-
benabzugs tatsächlich vorliegen. Es ist im 
Zweifelsfall verpflichtet, die Richtigkeit der 
Mitteilung der Zulagenstelle im Besteue-
rungsverfahren zu überprüfen (BFH-Urteile 
vom 8.9.2020, X R 2/19 und X R 16/19). 

Nunmehr hat das Bundesfinanzministe-
rium eingelenkt. Die Finanzämter sollen 
die Miteilungen der ZfA, die im Wege des 
automatisierten Datenabgleichs ergehen, 
zwar prinzipiell verwenden und Einkom-
mensteuerbescheide gegebenenfalls än-
dern. Aber: Die Mitteilungen stellen keine 
Grundlagenbescheide dar (BMF-Schreiben 
vom 11.2.2022, IV C 3 - S 2015/22/10001 
:001). Das bedeutet also, dass die Finanz-
ämter bei Rückforderungen selbst in der 
Prüfungspflicht sind. 

Immobilienbesitzer

Bergschäden bei vermieteten Häusern: 
Schadensersatz oftmals nicht steuerbar

In Regionen, in denen Bergbau betrieben 
wurde oder noch wird, kommt es auch 
heute noch vielfach zu Bergschäden. Vie-
le Hauseigentümer sind betroffen. Gelingt 
es den Geschädigten, bei den Bergbauun-
ternehmen einen Schadensersatz durch-
zusetzen, so stellt sich bei vermieteten 
Immobilen die Frage, ob die Zahlung zu 
steuerbaren Einnahmen führt oder aber 
eventuelle Werbungskosten zu kürzen sind.

Erfreulicherweise hat der Bundesfinanzhof 
zugunsten der Hauseigentümer wie folgt 
entschieden: Eine Zahlung, die von einem 
Bergbauunternehmen als Ersatz für fest-
gestellte reparable Bergschäden geleistet 
wird, zählt - ebenso wie die Immobilie 
selbst - zur Vermögenssphäre. Die Ersatz-
leistung führt nicht zu Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung, soweit sie nicht 
nachweislich dazu dient, bei diesen Ein-
künften geltend gemachte Werbungskos-
ten zu ersetzen. Lässt sich nicht aufklären, 
für welchen Aufwand das Bergbauunter-
nehmen Ersatz geleistet hat, geht dies zu 
Lasten des Finanzamts. Die Entscheidung 
betrifft zum Privatvermögen gehörende, 
vermietete Immobilien (BFH-Urteil vom 
9.7.2021, IX R 11/20). 

Der Sachverhalt: Die Kläger trugen in den 
Jahren 2010 und 2011 Erhaltungsaufwen-
dungen an vermieteten Immobilen und 
setzten diese als Werbungskosten ab. Ende 
2011 erhielten die Kläger eine Entschä-
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digung für den Ersatz bergbaubedingter 
(reparabler) Schäden an den Immobilien. 
Dem Protokoll der Schlichtungsstelle Berg-
schaden NRW war nicht zu entnehmen, für 
welche Aufwendungen der Ersatzbetrag 
konkret geleistet worden ist. Das Finanz-
amt war der Ansicht, der Ersatz bergbaube-
dingter Schäden führe dazu, dass damit in 
Zusammenhang stehende, teilweise schon 
im Vorjahr (2010) geltend gemachte Wer-
bungskosten nicht abziehbar seien. Das Fi-
nanzgericht ließ zwar die Werbungskosten 
weiter zum Abzug zu, hat aber den Scha-
densersatz als Einnahme gegengerechnet. 
Der BFH hingegen sieht keinerlei steuerli-
che Relevanz der Zahlung. Zu Unrecht habe 
das Finanzgericht die Schadensersatzzah-
lung als Einnahme bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung berücksich-
tigt. Die als Ersatz für bergbaubedingte 
reparable Schäden an den betroffenen 
Immobilien geleistete Zahlung gehöre zur 
Vermögenssphäre. Die Ersatzleistung führe 
weder zu Einnahmen aus Vermietung und 
Verpachtung noch zu einer Minderung der 
Werbungskosten. 

Praxistipp:
Im Streitfall war hilfreich, dass die 
Kläger Bescheinigungen der Handwer-
kerfirmen beibringen konnten, wonach 
die Reparaturarbeiten keinen Bezug zu 
den an den Immobilien festgestellten 
Bergbauschäden hatten.

  Alle Steuerzahler

Impfzentren: Verlängerung steuerlicher 
Erleichterungen für Freiwillige

Bereits in den Jahren 2020 und 2021 konn-
ten die freiwilligen Helferinnen und Helfer 
in den Impf- und Testzentren von der so 
genannten Übungsleiter- oder von der Eh-
renamtspauschale profitieren. Die Finanz-
ministerien der Länder sowie das Bundes-
finanzministerium haben nun beschlossen, 
diese Erleichterungen auch für das Jahr 
2022 zu verlängern (Quelle: Finanzminis-
terium Baden-Württemberg, Pressemittei-
lung vom 7.2.2022). Für die Jahre 2020 bis 
2022 gelten folgende Regelungen: Für all 
diejenigen, die direkt an der Impfung oder 
Testung beteiligt sind - also in Aufklärungs-
gesprächen oder beim Impfen oder Testen 
selbst - gilt die Übungsleiterpauschale. Im 

Jahr 2020 lag die Übungsleiterpauschale 
bei 2.400 Euro, seit 2021 beträgt sie 3.000 
Euro jährlich. Wer sich in der Verwaltung 
und der Organisation von Impf- oder Test-
zentren engagiert, kann die Ehrenamtspau-
schale in Anspruch nehmen. Diese lag 2020 
bei 720 Euro und erhöhte sich ab 2021 auf 
840 Euro. Das gilt auch für mobile Impf- 
und Testzentren.

Aufgrund der steuerlichen Vorschriften 
können die freiwilligen Helferinnen und 
Helfer in den Testzentren die Übungsleiter- 
oder Ehrenamtspauschale nur in Anspruch 
nehmen, wenn es sich beim Auftraggeber 
oder Arbeitgeber um eine gemeinnützige 
Einrichtung oder einen öffentlichen Ar-
beitgeber handelt, also das Land oder eine 
Kommune. Bei den Impfzentren haben sich 
Bund und Länder darauf verständigt, dass 
die Übungsleiter- und die Ehrenamtspau-
schale auch dann in Betracht kommen, 
wenn das Impfzentrum im Auftrag einer ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts 
unter Hinzuziehung von Privaten oder 
gänzlich von Privaten betrieben wird.

Sowohl Übungsleiter- als auch Ehren-
amtspauschale greifen lediglich bei Ver-
gütungen für nebenberufliche Tätigkeiten. 
Das ist in der Regel der Fall, wenn diese 
Tätigkeiten nicht mehr als ein Drittel der 
Arbeitszeit einer vergleichbaren Vollzeit-
stelle in Anspruch nehmen oder die regel-
mäßige Wochenarbeitszeit nicht mehr als 
14 Stunden beträgt. Dabei können auch 
solche Helferinnen und Helfer nebenbe-
ruflich tätig sein, die keinen Hauptberuf 
ausüben, etwa Studentinnen und Studen-
ten oder Rentnerinnen und Rentner.

Die Pauschalen sind Jahresbeträge, die 
den freiwilligen Helferinnen und Helfern 
nur einmal pro Kalenderjahr gewährt wer-
den. Bei mehreren Tätigkeiten, für die die 
Übungsleiterpauschale anzuwenden ist 
(zum Beispiel Helferin im Impfbereich und 
Trainerin einer Jugendmannschaft), sind 
die Einnahmen daher zusammenzurech-
nen. Das gilt für die Ehrenamtspauschale 
ebenso. Sind die freiwilligen Helferinnen 
und Helfer sowohl im Bereich Impfung/
Testung als auch im Bereich der Verwal-
tung/Organisation der Impf- und Testzen-
tren nebenberuflich tätig, können beide 
Pauschalen nebeneinander berücksichtigt 
werden. Das setzt aber voraus, dass die 

Tätigkeiten entsprechend vereinbart und 
gesondert vergütet werden.

Steuerverzinsung: Zinssatz von 
0,15 Prozent pro Monat ist geplant

Wie bereits mehrfach berichtet hat das 
Bundesverfassungsgericht entschieden, 
dass ein Zinssatz von 0,5 Prozent monatlich 
bzw. 6 Prozent jährlich für die Verzinsung 
von Steuernachzahlungen und -erstattun-
gen verfassungswidrig ist. Der Zinssatz ist 
ab dem 1.1.2019 zu korrigieren, wobei der 
Gesetzgeber bis zum 31.7.2022 Zeit hat, um 
die Neuregelung zu verabschieden (BVer-
fG-Beschluss vom 8.7.2021, 1 BvR 2237/14, 1 
BvR 2422/17).

Nunmehr liegt der Referentenentwurf des 
Bundesministeriums der Finanzen zur Neu-
regelung der Steuerverzinsung vor. Danach 
soll der Zinssatz für Nachzahlungs- und 
Erstattungszinsen (§ 233a AO) für Verzins-
ungszeiträume ab dem 1.1.2019 rückwir-
kend auf 0,15 Prozent pro Monat, also 1,8 
Prozent pro Jahr, gesenkt werden. Die An-
gemessenheit dieses Zinssatzes soll unter 
Berücksichtigung der Entwicklung des Ba-
siszinssatzes nach § 247 BGB alle drei Jahre 
mit Wirkung für nachfolgende Verzinsungs-
zeiträume evaluiert werden, und zwar erst-
mals zum 1.1.2026. 

Der neue Zinssatz soll auch für noch nicht 
bestandskräftig festgesetzte Erstattungs-
zinsen gelten. Vorläufig festgesetzte Er-
stattungszinsen, die noch 0,5 Prozent pro 
Monat betrugen, müssen aber offenbar 
nicht (anteilig) zurückgezahlt werden. Eine 
besondere Berechnung soll es indes für so 
genannte Mischfälle geben, in denen diver-
se Zinsfestsetzungen verfahrensrechtlich 
„offen“ und sowohl Erstattungs- als auch 
Nachzahlungszinsen entstanden sind. Hier 
soll zunächst eine Saldierung erfolgen, das 
heißt, der Steuerzahler soll bei mehreren 
offenen Verzinsungen nicht einerseits von 
einem hohen Erstattungszins profitieren, 
während er zeitgleich den nunmehr nied-
rigeren Nachzahlungszins geltend macht. 
Natürlich muss der Ausgang des Gesetzge-
bungsverfahrens abgewartet werden. An-
dere Verzinsungen, die im Steuerrecht vor-
gesehen sind, sollen von der Neuregelung 
ausgenommen bleiben, also Stundungs-, 
Aussetzungs- und Hinterziehungszinsen 
sowie Säumniszuschläge. 
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